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NACHRICHTEN

Landtag hebt Immunität
Dagmar Ensch-Engels auf
Saarbrücken. Der Rechtsaus-
schuss des Saar-Landtags hat
gestern die Immunität der
Linken-Abgeordneten Dagmar
Ensch-Engel aufgehoben. Sie
soll den Ex-Kreischef der Mer-
ziger Linken, Dieter Heinrich,
beleidigt haben. Durch Aufhe-
bung der Abgeordnetenimmu-
nität können die Vorwürfe
strafrechtlich geklärt werden.
Ensch-Engel bestreitet die
Vorwürfe. Der Ausschuss habe
die Aufhebung einstimmig be-
schlossen, hieß es. red

Anhörung zum Lebacher
Aufnahmelager
Saarbrücken. Zur rechtlichen
Situation in der Landesauf-
nahmestelle werden am Don-
nerstag, 27. Mai, im saarländi-
schen Landtag unter anderem
der Saarländische Flüchtlings-
rat, die Aktion Dritte Welt Saar
und der Deutsch Ausländische
Jugendclub angehört. Das sag-
te der Vorsitzende des Aus-
schusses für Inneres und Da-
tenschutz, Lothar Schnitzler
(Die Linke) der Saarbrücker
Zeitung. Hingegen sei die kur-
dische Gemeinde im Saarland,
die einen Antrag auf Anhörung
gestellt hatte, nicht als Anzu-
hörende bestimmt worden.
Seitens der FDP-Landtags-
fraktion sei eingewendet wor-
den, dass die kurdische Ge-
meinde derzeit vom Landes-
verfassungsschutz überwacht
werde. bera

Linke: Biomüll künftig 
im Saarland entsorgen
Saarbrücken. Astrid
Schramm, Mitglied der Links-
fraktion im saarländischen
Landtag, hat sich dafür ausge-
sprochen, den saarländischen
Biomüll künftig im eigenen
Land zu entsorgen. „Bei der
Neuorganisation der Bioab-
fall-Entsorgung ist auf eine
saarländische Lösung zu ach-
ten“, so Schramm nach der
gestrigen Sitzung des Aus-
schusses für Umwelt, Energie
und Verkehr. Eine Entsorgung
außerhalb des Saarlandes
müsse vermieden werden.
Derzeit werde der Bioabfall et-
wa nach Magdeburg oder zum
Bodensee gebracht. red

Weisweiler hofft auf
Burda-Preis 2010
Saarbrücken/Berlin. Morgen
wird in Berlin der Felix-Burda-
Award (Preis) 2010 verliehen,
ein saarländisches Projekt ist
nominiert und Saar-Gesund-
heitsminister Georg Weiswei-
ler (FDP) ist bei der Gala dabei.
Das Modellprojekt zur Darm-
krebsvorsorge geht in der Ka-
tegorie Medizinische Vorsorge
an den Start. Weisweiler freute
sich gestern „sehr über die No-
minierung, denn sie ist bereits
eine große Auszeichnung und
zeigt, dass wir im Saarland den
richtigen Weg eingeschlagen
haben“. Das saarländische Ge-
sundheitsministerium hat den
Preis bereits 2008 in der sel-
ben Kategorie für seine Kam-
pagne „Saarland gegen Darm-
krebs“ gewonnen. red

Saarbrücken/Völklingen. Felix
(Name von der Redaktion geän-
dert), zwölf Jahre alt, ist aufge-
weckt, neugierig und wissbe-
gierig. Der Junge würde gerne
die Schule besuchen, darf es
aber nicht. Felix ist Autist und
leidet zudem an einer Tic-Stö-
rung, das heißt, er gibt laute Ge-
räusche und unkontrollierte
Bewegungen von sich. 

Bisher fand sich keine Schule,
die Felix im Rahmen ihrer
Möglichkeiten unterrichten
wollte oder konnte. Das saar-
ländische Bildungsministeri-
um entschied, dass der Junge
nicht zu beschulen ist und
brachte seine Schulpflicht zum
Ruhen. Dagegen klagen nun Fe-
lix’ Eltern. Rechtsanwalt Bernd
Lünnemann aus Saarbrücken
vertritt die Familie vor Gericht. 

Mit sieben Jahren wurde Fe-
lix eingeschult, besuchte die
Johannes-Schule in Bildstock,
eine Waldorf-Einrichtung für
Lern- und Erziehungshilfe. Ihn
zu unterrichten, stellte die Leh-
rer vor große Herausforderun-
gen, was Reinhard Vieser, Ge-
schäftsführer der Johannes
Schule auf Anfrage bestätigt.
Felix verhielt sich auffällig,
musste oft aus dem Klassenver-
band heraus – in einen Neben-
raum zum Einzelunterricht.
Seine Eltern glauben, dass
ständig wechselnde Schulbe-

gleiter und Pädagogen seine
Aussetzer gefördert haben, was
Vieser nicht abstreitet. 

Innerhalb von vier Jahren
versuchten vier Begleiter sich
auf die Bedürfnisse des Kindes
einzustellen, fünf Pädagogen
waren bemüht, ihn zu unter-
richten. Ein Schulbegleiter
schaffte zwar noch einmal ein
Vertrauensverhältnis zu dem
Jungen aufzubauen. „Dadurch
wurde erreicht, dass Felix sehr
wohl beschult werden konnte“,
sagt Lünnemann. Aber der
Schulbegleiter wurde nur für
ein halbes Jahr eingesetzt. Die
Situation warf Felix dann im
vergangenen Jahr völlig aus der
Bahn. 

Die Schulkonferenz ent-
schied, das Kind nach den Som-
merferien 2009 nicht mehr
weiter zu unterrichten. Seither
sind die Eltern zusammen mit

dem Jugendamt der Stadt Völk-
lingen auf der Suche nach einer
neuen Schule für den Zwölfjäh-
rigen. 

Laut SZ-Informationen ließ
das Bildungsministerium im
Oktober 2009 die Familie wis-
sen, dass bei Felix angesichts
seiner „Schulunfähigkeit das
Ruhen der Schulpflicht“ festge-
stellt wird. Der Junge sei weder
in einer Förderschule noch
durch Sonderunterricht zu för-
dern, hieß es im Bescheid. Zu-
dem gebe es keine schulische
Einrichtung im Saarland, die
eine für Felix angepasste inten-
sive pädagogische und thera-
peutische Betreuung leisten
könne. Dagegen reichte der An-
walt Klage ein. „Nur weil das
Saarland keine Schule für Felix
hat, ist der Junge nicht zu be-
schulen. Das ist unglaublich“,
sagt Lünnemann. 

Der Bescheid des Ministeri-
ums beinhaltete keinen Sofort-
vollzug, das Verwaltungsge-
richt in Saarlouis stellte fest,
dass Felix schulpflichtig sei und
das Ministerium den gesetzes-
widrigen Zustand zu beheben
habe, indem es prüfen soll, ob
der Junge für die Dauer des
Verfahrens eine im Saarland
ansässige und in privater Trä-
gerschaft liegende Förderschu-
le für geistige Entwicklung be-
suchen kann. Anstatt Folge zu
leisten, reagierte das Ministeri-
um mit dem Sofortvollzug. „So
erfüllt das Land seine Beschu-
lungspflicht“, kritisiert Lünne-
mann. 

Die Anordnung des Sofort-
vollzugs stieß bei Gericht auf
Ablehnung. Der zuständige
Richter verwies in einem
Schreiben unter anderem auf
eine Empfehlung der Kultus-
ministerkonferenz von 2002,
wonach für autistische Kinder
notwendige sächliche, räumli-
che und personelle Vorausset-
zungen geschaffen werden sol-
len, um sie zu beschulen. „Es
bedarf wohl der konkreten Dar-
legung, warum der momentane
individuelle sonderpädagogi-
sche Förderbedarf – auch nicht
nur vorübergehend – geleistet
werden kann“, heißt es. 

Darauf lenkte das Ministeri-
um ein und nahm den Sofort-
vollzug unter Auflagen zurück,
wie Lünnemann erklärt. Das
war im März. Nun wartet die
Familie darauf, endlich grünes
Licht zu bekommen, um den
Jungen in die Förderschule zu
schicken. 

Das Ministerium selbst
machte zum Fall Felix keine
Angaben und verwies auf den
Datenschutz.

Keine Schule für Felix
Ein autistisches Kind gilt im Bildungsministerium als nicht beschulbar

Wenn Kinder unter Autismus
leiden, haben die Eltern im All-
tag eine schwere Bürde zu tra-
gen. Ein Fall aus dem Saarland
zeigt, welche Probleme auch
Schulen und Bildungsministe-
rium damit haben.

Von SZ-Mitarbeiterin 
Heike Theobald

Kinder auf ihrem Schulweg - nur Felix nicht. Foto: dpa

Berlin/Saarbrücken. Die saar-
ländische Umweltministerin Si-
mone Peter (Grüne, Foto: dpa)
will stromgetriebene Fahrzeuge
zur kollektiven Nutzung anschaf-
fen. Eine Art öffentliches „Car-
Sharing“-Modell zur gemein-
schaftlichen Nutzung eines Wa-
gens auf Elektrobasis ist in Ar-

beit. Bisher ist es nur eine Idee:
Beginnend in einem städtischen
Ballungsraum, wahrscheinlich
Saarbrücken, soll es eine lokale
„E-Mobil-Flotte“ geben, die jeder
nutzen kann. Die Fahrzeuge wer-
den dabei, ähnlich wie beim Fahr-
radverleih der Bahn, kurzfristig
geordert oder an der nächsten
Service-Station abgeholt. Bezahlt
wird nach Gebrauch. Danach
werden die Autos wieder zurück-
gegeben. Der elektrische Fuhr-
park soll in den öffentlichen Per-
sonennahverkehr integriert sein,
also eng mit ihm kooperieren. 

Erstellt hat das Konzept das
Berliner Innovationszentrum für
Mobilität und gesellschaftlichen
Wandel InnoZ. 

Deren Geschäftsführer And-
reas Knie sagte am Donnerstag-
abend bei der Präsentation in der
Berliner Landesvertretung des
Saarlandes, das Elektroauto kön-
ne seine Vorteile in der her-
kömmlichen Form, als Fahrzeug
im individuellen Besitz, nicht
ausspielen: „Es ist doppelt so teu-
er und kann nur halb so viel. Das
rechnet sich nicht“. In Kombina-
tion mit dem öffentlichen Nah-
verkehr aber werde es zur „Ver-
zahnungsmaschine“. 

Knie zielt vor allem auf die Aus-
lastung der Fahrzeuge. Her-
kömmliche Autos stehen zu mehr
als 90 Prozent ungenutzt in der
Garage oder am Straßenrand he-
rum. Beim saarländischen E-Mo-

bil-Konzept sind
es nur 50 Prozent.
Etliche Zuhörer
der gut besuchten
Veranstaltung in
der Landesvertre-
tung meinten al-
lerdings, es könne
Akzeptanzproble-
me beim Pub-
likum geben, das

das eigene Auto teilweise als
zweites Wohnzimmer betrachte.
„Man muss ein Hotel ja nicht
kaufen, um ein paar Mal drin zu
übernachten“, konterte Andreas
Knie. Voraussetzung dafür, dass
die Elektromobilität ökologisch
Sinn macht, ist laut Ministerin
Peter, dass der Strom aus erneu-

erbaren Energien kommt. Bei ei-
ner Vollversorgung der Deut-
schen mit E-Autos steige der
Strombedarf nur um zwölf Pro-
zent, so die Politikerin. Für den
relativ unstet anfallenden Strom
aus erneuerbaren Energien wie
Wind und Sonne könne die künf-
tige E-Mobil-Flotte eine wichtige
Funktion als Speichermedium
haben. Das Saarland sei mit sei-
ner Siedlungsstruktur und seinen
relativ geringen Entfernungen
für das von ihr favorisierte „Ver-
netzungsmodell“ hervorragend
geeignet, meinte Peter. Sie möch-
te ihr Konzept in diesem Jahr
noch verfeinern und Fördermit-
tel einwerben, um nächstes Jahr
mit der Umsetzung zu beginnen. 

Saarländer sollen Elektroautos im Kollektiv fahren
Ministerin Peter plant Modell der Gemeinschaftsnutzung von Autos in Verbindung mit dem öffentlichen Nahverkehr

Überall schießen derzeit Modell-
projekte für Elektromobilität aus
dem Boden. Das Saarland be-
wirbt sich im Mai auf einem The-
men-Gipfel in Berlin mit einer
besonderen Variante um mögli-
che Fördergelder.

Von SZ-Korrespondent
Werner Kolhoff

Simone 
Peter

Saarbrücken. „Mein Job ist Chef
der Staatskanzlei und Minister
für Bundesangelegenheiten und
Kultur“, sagt Karl Rauber. „Das
fordert mich zu 100 Prozent.“ Al-
lerdings ist der 58-Jährige auch
noch CDU-Landtagsabgeordne-
ter – und außerdem Mitglied in
insgesamt 15 Aufsichtsräten und
zwei Verwaltungsräten. Kann
man da seinem Mandat als Abge-
ordneter überhaupt verantwort-

lich nachkom-
men? „Viele mei-
ner Aufgaben als
Staatskanzlei-
Chef und Minister
decken sich so-
wieso mit denen
als Abgeordne-
ter“, sagt Rauber.
„Und die allge-
meine Parla-

mentsarbeit sowie alle Plenarsit-
zungen nehme ich natürlich
wahr“, sagte er. Für die insgesamt
17 Aufsichts- und Verwaltungs-
ratsposten opfere er „pro Quartal
etwa eine Woche“ an Sitzungs-
zeit. Das Gros der Mitgliedschaf-
ten in Aufsichts- und Verwal-
tungsräten sei an seine Ämter ge-
koppelt. Bei den Sitzungsvorbe-
reitungen würden Mitarbeiter
der Staatskanzlei helfen. Auf-
wandsentschädigungen erhalte
er als Minister nicht, wohl aber
Sitzungsgelder – „rund 200 Euro
im Quartal“. Aus der Höhe sol-
cher Einkünfte will Rauber kein

Geheimnis machen – und hält es
denn auch für „sinnvoll, wenn
Landtagsabgeordnete die Höhe
ihrer Einkünfte aus Nebentätig-
keiten offen legen“. So wie im
Bundestag. Hierzulande ist das
bislang nicht vorgeschrieben. jos

Minister mit 15 Aufsichtsratsposten
Wie Karl Rauber seinem Mandat als CDU-Landtagsabgeordneter nachkommt

Welchen Nebentätigkeiten ge-
hen unsere Landtagsabgeordne-
ten nach? Gibt es Beschäfti-
gungsverhältnisse, die ein „Ge-
schmäckle“ haben? Kommen sie
ihrer parlamentarischen Arbeit
noch gebührend nach? Wir haben
die Politiker, die Angaben zu Ne-
bentätigkeiten gemacht haben,
unter die Lupe genommen. Heu-
te: Karl Rauber (Foto: atb). 

HINTERGRUND

Abgeordnete sind nach der
Geschäftsordnung des
saarländischen Landtages
verpflichtet, alle neben
dem Mandat ausgeübten
Berufe (angestellt, selbst-
ständig oder freiberuflich)
sowie sämtliche entgeltli-
che oder vergütete Tätig-
keiten (mehr als 250 Euro
pro Monat bzw. mehr als
3000 Euro pro Jahr) anzu-
geben. Die Höhe der jewei-
ligen Einkünfte muss aller-
dings nicht angegeben
werden. Dass neben dem
Mandat ein Beruf ausgeübt
wird, ist nicht verboten. jos 

Karl 
Rauber

Nebentätigkeiten der Politiker
SZ-Serie

Wochenschau

Guido Peters

Ja, es darf munter weiter
spekuliert werden, wer
demnächst auf dem Sessel

des saarländischen Datenschutz-
beauftragten Platz nehmen wird.
Das jüngste Gerücht: Die Lan-
desregierung, die gegenüber
dem Parlament das Vorschlags-
recht hat, favorisiere den Beauf-
tragten für den privaten Daten-
schutz im Innenministerium,
Gerhard Metzler. Der Minister-
präsident selbst soll im Koaliti-
onsausschuss diesen Namen ins
Spiel gebracht haben, wird ge-
munkelt. Die Staatskanzlei hüllt
sich offiziell in Schweigen, will
die Personalie weder bestätigen
noch dementieren. Das verwun-
dert kaum, schließlich hat die
Koalition in der öffentlichen
Diskussion über einen neuen
Datenschützer schon genügend
politisches Porzellan zerdeppert.
Doch die neuesten Vermutungen
sind nicht ganz von der Hand zu
weisen: Schließlich ist im Koali-
tions-Vertrag der Jamaikaner
festgeschrieben, den Daten-
schutz für den öffentlichen und
privaten Bereich in einem unab-
hängigen Datenschutzzentrum
zusammenzufassen. Die Zeit
drängt. Der Landtag muss im
Mai eine Entscheidung treffen.
Denn Ende kommenden Monats
läuft die Amtszeit des amtieren-
den Landesdatenschützers aus.
Roland Lorenz wird mit 60 wohl
seinen Hut nehmen und vorzei-
tig in den Ruhestand gehen
müssen. Auf Kosten der Steuer-
zahler. Aber was soll’s, das Saar-
land hat’s ja . . . Oder? 

Ein Datenschützer
aus dem
Ministerium?

Kirkel. Heute findet in der Ge-
meinde Kirkel der erste Tag der
Barrierefreiheit im Saarland mit
Arbeitsgruppen zu verschiede-
nen Themen statt. Organisatoren
sind die evangelischen Landes-
kirchen, die katholischen Diöze-
sen und der Landesbehinderten-
beirat. Ab 10.30 Uhr wird der Tag
am Johann-Klepper-Haus (Trift-
straße) eröffnet. red

Erster Tag der
Barrierefreiheit

Saarbrücken. Die Entscheidung
des Saarländischen Verfassungs-
gerichtshofes (die SZ berichtete),
wonach Polizisten nachts ohne
Zustimmung eines Richters Blut-
proben anordnen dürfen, löst
heftige Kritik bei der FDP im
Landtag aus. Fraktionschef Horst
Hinschberger erklärte, er teile
die Auffassung der Verfassungs-
richter nicht, es handele sich bei
der angeordneten Blutprobe nur
um einen geringfügigen Eingriff.
Die Strafprozessordnung schrei-
be ausdrücklich den Richtervor-
behalt fest. 

Nur in Ausnahmefällen dürften
Polizisten die Blutprobe anord-
nen. Im Saarland sei in der Regel
nachts aber kein Richter in Be-
reitschaft. Hinschberger regt
deshalb jetzt einen „zentralen
24-stündigen richterlichen Be-
reitschaftsdienst an“, wie er in
anderen Bundesländern bereits
Praxis sei. „Dies sollte uns und
der Richterschaft der Rechtsstaat
schon wert sein.“ mju 

FDP-Fraktion fordert
Nacht-Bereitschaft für

Richter im Saarland
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